
Zeuge G. in der Lehre. Zwischen dem Angeklagten und 
seinem gleichfalls in dem Betrieb beschäftigten Sohn be­
standen Spannungen, die zu Auseinandersetzungen führten. 
Darunter litt die Arbeitsfreudigkeit des Lehrlings G., der 
unter den Einfluß des Sohnes des Angeklagten geraten 
war. Er führte die ihm übertragenen Arbeiten nicht immer 
ordnungsgemäß aus. Durch dieses Verhalten des Lehrlings 
wurde der Angeklagte so erzürnt, daß er ihm in min­
destens drei Fällen Ohrfeigen gab und dabei einmal ver­
suchte, ihn in das Gesäß zu treten. Am 23. Oktober 1957 
bemerkte der Angeklagte, daß sein Sohn und der Lehrling
G. das Eintopfen von Azaleenpflanzen unfachmännisch 
ausführten. Daraufhin schleuderte er dem Lehrling eine 
Azaleenpflanze in das Gesicht.

Auf Grund dieses Sachverhalts wurde der Angeklagte 
wegen Körperverletzung (§ 223 StGB) angeklagt. Das 
Kreisgericht W. hat den Angeklagten freigesprochen. Die­
ser Entscheidung hat das Kreisgericht § 8 StEG zugrunde 
gelegt und u. a. ausgeführt: Die Handlung des Angeklagten 
erfülle den Tatbestand eines Strafgesetzes; es könne aber 
dahingestellt bleiben, ob eine Körperverletzung oder eine 
tätliche Beleidigung vorliege. Sein Verhalten sei zwar 
verwerflich; da ihm jedoch eine Böswilligkeit nicht nach­
zuweisen sei, sondern angenommen werden müsse, daß er 
ein sozialer Arbeitgeber sei, der seine Lehrlinge grundsätz­
lich anständig behandelt und bestrebt ist, ihnen ein gutes 
Wissen beizubringen, liege gern. § 8 StEG eine Straftat 
nicht vor.

Der Präsident des Obersten Gerichts hat die Kassation 
dieses Urteils beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
§ 8 StEG unterscheidet die Verbrechen von nicht 

strafbaren Handlungen, dadurch, daß bei letzteren das 
Merkmal der Gesellschaftsgefährlichkeit als materielle 
Eigenschaft des Verbrechens nicht gegeben ist. Nach 
dieser Bestimmung liegt eine Straftat nicht vor, wenn 
eine Handlung nur dem W o r t l a u t  eines gesetz­
lichen Tatbestandes entspricht, sie aber wegen ihrer 
Geringfügigkeit und mangels selbst eines Minimums 
schädlicher Folgen für die Deutsche Demokratische 
Republik, den sozialistischen Aufbau, die Interessen des 
werktätigen Volkes und des einzelnen Bürgers nicht 
gefährlich ist. Das bedeutet, daß eine solche Handlung 
nicht gesellschaftsgefährlich und daher nur s c h e i n ­
b a r  tatbestandsmäßig ist. Die Feststellung des Kreis­
gerichts, der Angeklagte habe mit seiner Handlung die 
Tatbestandsmerkmale eines Strafgesetzes verwirklicht, 
läßt die Anwendung des § 8 StEG nicht zu. Der ma­
terielle Verbrechensbegriff, der in § 8 StEG gesetzlich 
fixiert worden ist, beschreibt den Klassencharakter und 
die Eigenschaft a l l e r  Verbrechen ohne Berücksichti­
gung ihrer konkreten Erscheinungsform, die in speziel­
len 'Straftatbeständen beschrieben ist. Daraus ergibt 
sich, daß für die Beurteilung, ob eine Handlung ver­
brecherischen Charakter hat, d. h. ob sie gesellschafts­
gefährlich, moralisch-politisch verwerflich, rechtswidrig 
und strafbar ist oder nicht, die Prüfung erforderlich 
ist, ob sie allen Merkmalen eines b e s t i m m t e n  
Straftatbestandes entspricht. Das Kreisgericht hätte 
daher nicht nur wahlweise das Vorliegen von Körper­
verletzung oder tätlicher Beleidigung feststellen dürfen, 
sondern hätte — wie mit . dem Kassationsantrag mit 
Recht gefordert wird — prüfen müssen, ob das in der 
Anklage bezeichnete Verhalten des Angeklagten, wie es 
sich nach dem Ergebnis der Hauptverhandlung dar­
stellt, einen oder mehrere Straftatbestände erfüllt. Nur 
aus der Prüfung eines bestimmten Verbrechenstat­
bestandes ist die Feststellung möglich, ob eine Hand- 

> lung trotz Verwirklichung der Tatbestandsmerkmale 
nicht gesellschaftsgefährlich ist, d. h. ob und in welchem 
Umfange das von diesem Tatbestand geschützte Objekt 
verletzt oder gefährdet wurde.

Im vorliegenden Falle hätte das Kreisgericht das 
Verhalten des Angeklagten als Körperverletzung (§ 223 
Abs. 1 StGB) beurteilen müssen. Der Angeklagte hat 
den Lehrling dreimal geohrfeigt und ihm eine Azaleen­
pflanze ins Gesicht geworfen, ihn also vorsätzlich kör­
perlich mißhandelt. Eine weitere Voraussetzung für die 
Verurteilung aus dieser Bastimmung ist nicht erforder­
lich. Deshalb ist es fehlerhaft, daß das Kreisgericht 
daraus, daß es bei dem Angeklagten keine Böswillig­
keit feststellen konnte, schlußfolgerte, es liege keine 
Straftat vor. Die fehlende Böswilligkeit des Angeklag­
ten und die Annahme, er sei „im großen und ganzen 
ein sozialer Arbeitgeber“, hat das Kreisgericht offenbar

bewogen, die Handlungen des Angeklagten als gering­
fügig i. S. des § 8 StEG zu beurteilen. Das ist unrichtig. 
Die Geringfügigkeit im Sinne dieser Bestimmung ist 
nur e i n Merkmal fehlender Gesellschaftsgefährlichkeit 
der Handlung; den Mangel an schädlichen Folgen für 
die Deutsche Demokratische Republik, den sozialisti­
schen Aufbau, die Interessen des werktätigen Volkes 
und des einzelnen Bürgers hat das Kreisgericht über­
haupt nicht geprüft. Der Ausschluß der Gesellschafts­
gefährlichkeit kann aber nur bei Vorliegen a l l e r  
Voraussetzungen des § 8 StEG bejaht werden. Für die 
Beurteilung, ob die Gesellschaftsgefährlichkeit der 
Handlung aus diesen Gründen ausgeschlossen ist oder 
nicht, sind in erster Linie die objektiven Umstände der 
begangenen Handlung zu prüfen. Sie sind von entschei­
dender Bedeutung für das Ergebnis dieser Prüfung. Die 
Persönlichkeit des Handelnden und seine Motive wer­
den zumeist nur in Grenzfällen Bedeutung erlangen. 
Das Kreisgericht hat die in der Person des Angeklagten 
liegenden Umstände überbewertet und teilweise falsch 
gewürdigt. Zutreffend wird in dem Kassationsantrag 
darauf hingewiesen, daß zwischen dem Angeklagten 
und seinem Lehrling ein Lehrverhältnis bestand, auf 
Grund dessen der Angeklagte nicht nur für die fach­
liche Ausbildung, sondern darüber hinaus für die ge­
samte Entwicklung des Lehrlings verantwortlich war. 
Der Umstand, daß der Lehrling Anlaß zu Beanstan­
dungen gegeben hatte, gab dem Angeklagten kein 
Recht, die ihm auferlegten Pflichten zu mißachten und 
ihn körperlich zu züchtigen. Seine Handlung wider­
spricht sozialistischen Erziehungsprinzipien. Das hat 
das Kreisgericht nicht erkannt. Es ist vielmehr davon 
ausgegangen, daß der Angeklagte ein „sozialer Arbeit­
geber“ sei, der daran interessiert sei, die Lehrlinge 
„grundsätzlich anständig“ zu behandeln. Diese Auf­
fassung des Kreisgerichts steht nicht nur im Wider­
spruch zu seiner eigenen Feststellung, wonach das Ver­
halten des Angeklagten als verwerflich zu bezeichnen 
ist; sie steht auch im Widerspruch zu den Anschau­
ungen der werktätigen Menschen, die wahrhaft soziale 
gesellschaftliche Verhältnisse schaffen und die Prügel­
strafe als Ausdruck alter, längst überlebter Erziehungs­
methoden grundsätzlich verwerfen.

Im übrigen hätte das Kreisgericht beachten müssen, 
daß die Bezeichnung „sozialer Arbeitgeber“ keine Be­
rechtigung hat. Sie dient in kapitalistischen Staaten 
dazu, die ausgebeuteten Werktätigen vom Klassen­
kampf abzuhalten und ihnen vorzuspiegeln, ihre wirt­
schaftliche Lage beruhe auf Unzulänglichkeiten einiger 
Kapitalisten, nicht aber auf dem kapitalistischen 
System. Sie dient der Verschleierung der Wider­
sprüche dieses Systems und damit der Aufrechterhal­
tung der kapitalistischen Ausbeutung.

Das Urteil des Kreisgerichts verletzt durch Nicht­
anwendung des § 223 Abs. 1 StGB und fehlerhafte 
Anwendung des § 8 StEG das Gesetz. Es war daher 
aufzuheben und die Sache an das Kreisgericht zurück­
zuverweisen.

§§ 15, 19 StEG.
1. Schriften i. S. des § 19 Abs. 2 StEG sind für das 

Auge sichtbare, für einen unbestimmten oder größeren 
Personenkreis geeignete oder bestimmte staatsgefähr­
dende propagandistische oder hetzerische Äußerungen. 
Auf die Art und Methode ihrer Herstellung kommt es 
nicht an.

2. Der Tatbestand des Sammelns von Nachrichten 
für eine in § 14 StEG genannte Organisation ist so­
wohl durch das Sammeln selbst als auch durch das 
schriftliche Festhalten von als Nachrichten geeigneten 
Vorkommnissen und Fakten erfüllt, und zwar auch 
dann, wenn sie vom Täter zur Zeit der Wahrnehmung 
noch nicht als Nachrichten für die genannte Organisa­
tion in seinem Gedächtnis eingeprägt und für diesen 
Zweck vorgesehen waren.

3. In Fällen der Nachrichtenübermittlung, in denen 
diese Nachrichten ihrer Natur nach hetzerischen Cha­
rakter tragen, ist nur § 15 StEG anzuwenden.

OG, Urt. vom 16. Mai 1958 — 1 b Ust 27/58.
Vor seiner Tätigkeit an der Universität suchte der An­

geklagte im Jahre 1953 wegen seiner beruflichen Entwick­
lung eine Dienststelle des Außenhandels in Berlin auf.
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